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Stellenmeldepflicht:  Infolge der Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative wird unter 

anderem eine Stellenmeldepflicht für offene Stellen in Berufsarten eingeführt, in denen die Arbeitslosenquote einen 

bestimmten Schwellenwert erreicht. Eine Verletzung der Stellenmeldepflicht kann Strafsanktionen nach sich ziehen.
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Ausgangslage

In Umsetzung der «Masseneinwande-
rungsinitiative» (Art. 121a BV) hat das 
eidgenössische Parlament eine Änderung 
des Ausländergesetzes (AuG) verabschie-
det. Der Entwurf der neuen Gesetzesbe-
stimmungen enthält insbesondere Mass-
nahmen für stellensuchende Personen 
(Art. 21a E-AuG). Im Dezember 2017 hat 
der Bundesrat die Ausführungsbestim-
mungen zu den neuen Massnahmen in 
der Verordnung über die Arbeitsvermitt-
lung und den Personalverleih (AVV) be-
schlossen. 

Der Entwurf der neuen Bestimmungen 
sieht unter anderem die Einführung einer 
Stellenmeldepflicht vor (Art. 53a ff. E-
AVV). Danach müssen offene Stellen in 
Berufsarten mit einer bestimmten Ar-
beitslosenquote dem zuständigen Regio-
nalen Arbeitsvermittlungszentrum (RAV) 
gemeldet werden. 

Die neuen Bestimmungen zur Stellenmel-
depflicht treten per 1. Juli 2018 in Kraft.

Voraussetzungen der Stellenmelde-
pflicht

Voraussetzung für die Stellenmelde-
pflicht ist, dass ein Arbeitgeber eine Stel-
le in einer Berufsart besetzen will, in wel-
cher die gesamtschweizerische Arbeits-
losenquote den vom Bundesrat defi- 
nierten Schwellenwert erreicht  
(Art. 53a Abs. 1 E-AVV).

Die Meldepflicht besteht für die Beset-
zung jeder Stelle einer Berufsart, für wel-
che der Schwellenwert der Arbeitslosen-
quote erreicht wird. Dies gilt auch dann, 
wenn der Arbeitgeber nicht zu einer mel-
depflichtigen Branche gehört, er aber ei-
nen Arbeitnehmer aus einer meldepflich-
tigen Berufsart sucht. Die Stellenmelde-
pflicht kommt ferner ebenfalls zur 
Anwendung, wenn ein Arbeitgeber eine 
Stelle einer meldepflichtigen Berufsart 
mit einem Staatsangehörigen aus der 
Schweiz, der EU/EFTA oder mit einem 
Ausländer mit bestehendem Aufenthalts-
recht in der Schweiz besetzen möchte. 

Der Bundesrat erlässt eine Liste mit den 
der Stellenmeldepflicht unterliegenden 
Berufsarten, die jährlich aktualisiert wird. 
Er kann den massgebenden Schwellen-
wert der Arbeitslosenquote jederzeit neu 
festlegen, wenn es die Arbeitsmarkt- 
situation erfordern sollte. 

Per 1. Juni 2018 wird der Schwellenwert 
der Arbeitslosenquote für die jeweilige 
Berufsart auf 8 % festgelegt. Gemäss der 
Liste der meldepflichtigen Berufsarten 
des SECO vom 27. April 2018 sind insbe-
sondere Berufsarten aus der Baubran-
che, der Hotellerie und dem Gastgewerbe 
(inkl. Küchenpersonal), der Uhrenindu-
strie, dem Marketing- und PR-Bereich, 
der Telefondienste, der Landwirtschaft, 
der Hauswirtschaft, der Magazin- bzw. 
Lagerbewirtschaftung sowie des Schau-
spiels betroffen. Der definitive Entscheid 

Die neue Stellenmeldepflicht
 

Ab dem 1. Juli 2018 müssen Arbeitgeber offene Stellen für Berufsarten, in denen die 

Arbeitslosenquote den Schwellenwert von 8 % erreicht, vor einer anderweitigen Aus-

schreibung der Stelle dem RAV melden. Vom RAV vorgeschlagene geeignete Kandida-

ten müssen zur Eignungsabklärung eingeladen werden. 
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des Bundesrates betreffend die Liste 
steht noch aus. 

Ab dem 1. Januar 2020 wird der für die 
Arbeitslosenquote massgebende Schwel-
lenwert auf 5 % herabgesetzt. Die Über-
gangsphase zwischen den beiden 
Schwellenwerten soll es den Arbeitge-
bern und Kantonen ermöglichen, ihre 
Prozesse und Ressourcen im Hinblick auf 
die neue Stellenmeldepflicht anzupassen.

Ausnahmen von der Stellenmeldepflicht

Zur Verringerung von negativen Auswir-
kungen der Stellenmeldepflicht sind in 
spezifischen Konstellationen Ausnahmen 
von der Stellenmeldepflicht vorgesehen. 
Auf eine Meldung der offenen Stellen 
kann in folgenden Fällen verzichtet wer-
den:

1. Besetzung der Stelle durch Stellen-
suchende, die bei einem RAV gemel-
det sind.

2. Besetzung von Stellen mit Personen 
innerhalb eines Unternehmens, einer 
Unternehmensgruppe oder eines 
Konzernes, die seit mindestens 
sechs Monaten angestellt sind; dies 
gilt auch für Lernende, die im An-
schluss an die Lehre angestellt wer-
den («interne Stellenbesetzung»).

3. Besetzung von Stellen, wenn die Be-
schäftigung maximal 14 Kalenderta-
ge dauert.

4. Anstellung von Personen, die mit 
Zeichnungsberechtigten im Unter-
nehmen durch Ehe oder eingetra- 
gene Partnerschaft verbunden oder 
in gerader Linie oder bis zum ersten 
Grad in der Seitenlinie verwandt 
oder verschwägert sind.

Von Bedeutung ist insbesondere die 
zweitgenannte Ausnahme für interne 
Stellenbesetzungen: Diese soll weiterhin 
unternehmensinterne Versetzungen (z. B. 
bei Umstrukturierungen) und Beförde-
rungen ohne Stellenmeldepflicht ermög-
lichen. Mit dem Erfordernis der vorange-

Arbeitstagen nach Eingang der voll-
ständigen Meldung.

5. Mitteilung des Arbeitgebers an das 
RAV, (i) welche Kandidaten als geeig-
net erachtet und zu einem Bewer-
bungsgespräch oder einer Eignungs-
abklärung eingeladen werden, (ii) ob 
ein Kandidat angestellt wird und (iii) 
ob die Stelle weiterhin offen ist.

Es besteht keine Begründungspflicht des 
Arbeitgebers gegenüber dem RAV für 
den Fall der Nichtberücksichtigung eines 
vorgeschlagenen Kandidaten. Allerdings 
besteht die Pflicht, dass geeignete Kandi-
daten zu einem Bewerbungsgespräch 
oder zu einer Eignungsabklärung einge-
laden werden. Die Frage, wann ein Kandi-
dat als geeignet gilt, wird vom Gesetz und 
der Verordnung offen gelassen. Den mel-
depflichtigen Arbeitgebern ist zu empfeh-
len, Kandidaten mit einem passenden 
Profil zur Eignungsabklärung einzuladen, 
selbst wenn der Arbeitgeber bereits ei-
nen anderen «Wunschkandidaten» im 
Auge hat.  

Konsequenzen bei der Verletzung der 
Stellenmeldepflicht

Bei vorsätzlicher Verletzung der Stellen-
meldepflicht oder der Pflicht zur Durch-
führung eines Bewerbungsgesprächs 
oder einer Eignungsabklärung besteht ei-
ne Strafandrohung mit Busse von bis zu 
CHF 40‘000.–; bei fahrlässiger Tatbege-
hung beträgt die Busse CHF 20‘000.– 
(Art. 117a E-AuG).

Die Stellenmeldepflicht beim Personal-
verleih im Besonderen

Zur Verhinderung einer Umgehung der 
Stellenmeldepflicht durch Zwischen-
schaltung eines Personalverleihunter-
nehmens sind Personalverleiher aus-
drücklich von der Ausnahme der Melde-
pflicht für interne Stellenbesetzungen 
ausgenommen (Art. 53d Abs. 2 E-AVV). 

Bei Annahme eines Einsatzes durch  
einen verliehenen Arbeitnehmer in einem 

henden Beschäftigungsdauer von min-
destens sechs Monaten soll eine 
Umgehung der Stellenmeldepflicht durch 
zunächst befristete Anstellung mit an-
schliessender Verschiebung verhindert 
werden. 

Das SECO hat im Übrigen klargestellt, 
dass auch Stellen der betroffenen Be-
rufsarten, die durch Arbeitsvermittler, 
Headhunter oder Temporärunternehmen 
vermittelt werden, der Stellenmelde-
pflicht unterliegen.

Ablauf des Stellenmeldeverfahrens

Der konkrete Ablauf des Stellenmelde-
verfahrens kann wie folgt beschrieben 
werden:

1. Meldung von offenen Stellen einer 
Berufsart mit einer Arbeitslosen-
quote gemäss dem Schwellenwert 
durch den Arbeitgeber an das zu-
ständige RAV über die Internetplatt-
form, schriftlich, telefonisch oder 
durch persönliche Vorsprache mit 
folgenden Angaben: (i) gesuchter Be-
ruf, (ii) Tätigkeit, einschliesslich spe-
zieller Anforderungen, (iii) Arbeitsort, 
(iv) Arbeitspensum, (v) Datum des 
Stellenantritts, (vi) Art des Arbeits-
verhältnisses (befristet oder unbe-
fristet), (vii) Kontaktadresse und (viii) 
Name des Unternehmens.

2. Bestätigung des Eingangs der Mel-
dung durch das RAV.

3. Publikationsverbot der meldepflichti-
gen Stelle während fünf Arbeitsta-
gen, beginnend ab dem Tag nach Er-
halt der Eingangsbestätigung. Sams-
tage, Sonntage und Feiertage gelten 
grundsätzlich nicht als Arbeitstage, 
was bei einer Stellenmeldung vor 
Feiertagen zu einem langen Publika-
tionsverbot führen kann.

4. Übermittlung von Dossiers von Stel-
lensuchenden bzw. durch das RAV 
bzw. Mitteilung der Nichtverfügbar-
keit von passenden Personen an den 
meldenden Arbeitgeber innert drei 
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neuen Einsatzbetrieb kann somit nicht 
argumentiert werden, dass er innerhalb 
des Personalverleihunternehmens eine 
Stelle übernimmt und daher keine Melde-
pflicht besteht. Dies bedeutet, dass beim 
Personalverleih jeweils eine Stellenmel-
dung zu erfolgen hat, wenn (i) ein Einsatz 
in einem neuen Einsatzbetrieb angetreten 
werden soll und (ii) es sich um eine  
Berufsart mit einer Arbeitslosenquote 
über dem Schwellenwert handelt.

Da beim Personalverleih der Verleiher 
Arbeitgeber des Arbeitnehmers ist, muss 
er (und nicht der Einsatzbetrieb) der Stel-
lenmeldepflicht nachkommen. Ferner sei 
klargestellt, dass auch die Übernahme  
eines verliehenen Arbeitnehmers durch 
den Einsatzbetrieb nicht von der Stellen-
meldepflicht ausgenommen ist, selbst 
wenn dieser seit längerer Zeit für einen 
Verleiher im betreffenden Einsatzbetrieb 
gearbeitet hat.

«Outsourcing» der Stellenmeldepflicht?

Aufgrund des mit der Stellenmeldepflicht 
einhergehenden erheblichen administra-
tiven Aufwandes stellt sich die Frage, ob 
der Stellenmeldeprozess an externe 
Dienstleistungserbringer «ausgelagert» 
werden kann. Die gesetzlichen Grundla-
gen und die zugehörigen Erläuterungen 
enthalten dazu keine Hinweise. 

Gestützt auf die Erwägungen, dass die 
Stellenmeldepflicht nicht als (höchst-)
persönliche Pflicht ausgestaltet und eine 
Stellvertretung bei der Erfüllung verwal-
tungsrechtlicher Pflichten zulässig ist, 
sofern nicht das Gesetz oder deren Natur 
das Tätigwerden einer bestimmten Per-
son verlangen, sollte eine Auslagerung 
der Stellenmeldepflicht an externe 
Dienstleister unseres Erachtens zulässig 
sein. 

Im Falle eines Outsourcings der Stellen-
meldepflicht ist sicherheitshalber zu 
empfehlen, die Meldungen der Stellen  
jeweils mit Vollmacht und im Namen des 
jeweiligen Arbeitgebers zu erstatten.

Fazit

Die Einführung der Stellenmeldepflicht 
per 1. Juli 2018 wird zu einem erheb- 
lichen administrativen Mehraufwand für 
die betroffenen Unternehmen führen.  
Erschwerend kommt hinzu, dass zahlrei-
che Fragen in Bezug auf die Durchfüh-
rung der Stellenmeldepflicht noch offen 
sind. Gerade zu Beginn der Geltung der 
Stellenmeldepflicht kann eine enge Zu-
sammenarbeit mit den zuständigen Be-
hörden sinnvoll sein.

Es ist empfehlenswert, den Stellenmel-
deprozess innerhalb des Unternehmens 
weitgehend zu standardisieren. Mit ent-
sprechenden internen Reglementen, Wei-
sungen und Pflichtenheften können po-
tenzielle Fehler im Rahmen der Einhal-
tung der neuen Bestimmungen vermie- 
den werden. 

EmploymentNews berichtet über neuere Entwicklungen 

und wichtige Themen im Bereich des schweizerischen 

Arbeitsrechts. Die darin enthaltenen Informationen und 

Kommentare stellen keine rechtliche Beratung dar, und die 

erfolgten Ausführungen sollten nicht ohne spezifische 

rechtliche Beratung zum Anlass für Handlungen genom-

men werden. 
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